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GZ. BMVIT-17.959/0013-I/PR3/2007     DVR:0000175 
 
 
An das 
Bundesministerium für Justiz 
 
Museumsstraße 7 
1070 Wien 
 
 
E-Mail: kzl.b@bmj.gv.at 

 Wien, am 5. November 2007 
 
Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Unternehmensgesetzbuch, das Aktiengesetz,  
             das GmbH-Gesetz, das SE-Gesetz, das Genossenschaftsgesetz, das Genossenschafts- 
             revisionsgesetz, das Spaltungsgesetz und das Luftfahrtgesetz geändert werden 
             (Unternehmensrechts-Änderungsgesetz 2008 – URÄG 2008); Begutachtung 
 
Bezug: BMJ-B10.030P/0011-I 3/2007 
 
 
Seitens des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie darf zu Artikel 1 Z 24  
des Entwurfs (§ 451 UGB) mitgeteilt werden, dass das allgemeine Zivil- und Unternehmensrecht 
nicht die Besonderheiten der Transportrechte der einzelnen Verkehrsträger berücksichtigt. 
Allerdings ist das allgemeine Zivil- und Unternehmensrecht im Wesentlichen dispositives Recht 
und ermöglicht daher im Einzelfall die Vereinbarung der für Transporte jeweils notwendigen 
spezifischen Regelungen. Die in den Erläuterungen erwähnte Anwendung des Konsumenten-
schutzgesetzes könnte problematisch sein; sie ist allerdings für Eisenbahnunternehmen 
bedeutungslos, wenn  - wie auch für die Zukunft zu erwarten ist - Verträge nicht mit einzelnen 
Konsumenten, sondern nur mit (Post)Unternehmen abgeschlossen werden.  
 
Zu begrüßen wäre jedoch eine weiterführende Klarstellung in den erläuternden Bemerkungen. 
 
 
 
Für den Bundesminister: 
Mag. Heinrich Knab 

Ihr(e) Sachbearbeiter(in):
Sandra Hoentzsch

Tel.Nr.: +43 (1) 71162 65 7415
E-Mail: sandra.hoentzsch@bmvit.gv.at
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